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Präambel 

(1) Die im Jahr 2014 von der Bundesrepublik Deutschland und der DEG - Deutsche Investitions- 
und Entwicklungsgesellschaft mbH gegründete ACGF Foundation (ACGF) hat im ersten Jahr-
zehnt ihres Bestehens den afghanischen Finanzsektor mit dem Ziel der Stärkung dieses Sektors 
und des Aufbaus privatwirtschaftlicher Strukturen zur Schaffung von dringend benötigten Ar-
beitsplätzen unterstützt. Die zentralen Instrumente zur Erreichung dieser Ziele sind Kreditgaran-
tien an afghanische Partnerinstitutionen, die Durchführung von Technical Assistance-Maßnah-
men sowie die direkte Unterstützung von afghanischen Unternehmen z.B. durch Trainings und 
Investitionszuschüsse, welche die wirtschaftliche Entwicklung dieser afghanischen Unter-neh-
men unterstützt. 

(2) Die ACGF soll einen Beitrag zur Verbesserung der Lebensbedingungen der Menschen in Afgha-
nistan leisten. Schwerpunkt sind dabei zeitlich begrenzte Maßnahmen zur Stärkung des sich in 
Afghanistan etablierenden Finanzsektors und zum Aufbau privatwirtschaftlicher Strukturen, um 
damit die Sicherung und Schaffung von dringend benötigten Arbeitsplätzen zu unterstützen. Es 
soll gewährleistet werden, dass sich in Afghanistan ein von der ACGF unabhängiges stabiles 
Bankensystem entwickelt, das ohne Intervention der ACGF funktioniert. 

(3) Im Wesentlichen soll die ACGF die Kreditvergabe an kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 
durch die Vergabe von Kreditgarantien fördern. Es soll mit afghanischen Partnerbanken koope-
riert werden, denen adäquate Kredittechnologien vermittelt werden. Ziel ist u.a. die nachhaltige 
und effektive Nutzung der Kreditgarantien durch die Partnerbanken zur Besicherung von Inves-
titions- und Betriebsmittelkrediten an profitable, junge Unternehmen des KMU-Sektors. 

(4) Infolge des Wegfalls des Bundesinteresses haben sich die Stifter aus der Stiftung zurückgezogen. 
Die Stiftung soll dadurch die Möglichkeit haben, im Zuge zukünftiger Satzungsänderungen in 
eigener Verantwortung die Stiftung in eine Ewigkeitsstiftung zu überführen und ihre Tätigkeit 
auch auf andere Entwicklungsländer zu erweitern. 

§ 1 

Name, Rechtsform, Sitz, Geschäftsjahr 

(1) Die Stiftung führt den Namen: 

ACGF Foundation 

(2) Sie ist eine rechtsfähige Stiftung bürgerlichen Rechts mit Sitz in Köln. 

(3) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 2 

Stiftungszweck 

(1) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Ab-
schnittes „Steuerbegünstigte Zwecke der Abgabenordnung“. 

(2) Zweck der Stiftung ist die zeitlich begrenzte Förderung der Entwicklungszusammenarbeit in Af-
ghanistan zur Unterstützung der Privatwirtschaft bis zur Erreichung eines stabilen Bankensys-
tems mit ausreichender Kreditversorgung für kleine und mittlere Unternehmen in Afghanistan. 
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(3) Der Zweck wird insbesondere verwirklicht durch 

- die Übernahme von Garantien, die Unterstützung von Kreditvergaben und andere finanzielle Leis-
tungen oder sonstige Beratungsleistungen zu günstigeren Bedingungen als auf dem normalen Ka-
pitalmarkt für kleine und mittlere Unternehmen zur Förderung des Aufbaus der Privatwirtschaft 
in Afghanistan. Unter Unterstützung von Kreditvergaben und anderen finanziellen Leistungen 
sind u.a. auch Garantien für die Kapitalbeschaffung von Finanzinstitutionen sowie Kapitalgaran-
tien zu verstehen; 

- die Übernahme von Garantien, die Unterstützung von Kreditvergaben und andere finanzielle 
Leistungen oder sonstige Beratungsleistungen zu günstigeren Bedingungen als auf dem norma-
len Kapitalmarkt für Privathaushalte, sofern diese zur Förderung des Aufbaus der Privatwirt-
schaft in Afghanistan dienen oder besondere Effekte zur Verbesserung der Lebensbedingungen 
der Menschen in Afghanistan bewirken; 

- die Beratung und das Training von Unternehmen und Finanzinstitutionen („Technical As-
sistance“) in Afghanistan mit dem Ziel, kleinen und mittleren Unternehmen den Zugang zu Fi-
nanzierungsprodukten des Finanzsektors zu erleichtern bzw. zu ermöglichen; 

- die Förderung von Entwicklungsprojekten in Afghanistan, die eine selbstbestimmte wirtschaftli-
che Entwicklung sowie Hilfe zur Selbsthilfe von dort ansässigen Unternehmen ermöglichen. 

- Die ACGF soll frauengeführte Unternehmen bzw. Unternehmen oder Projekte, in denen Frauen 
beschäftigt oder repräsentiert sind, mit besonderem Augenmerk fördern.  

(4) Die Stiftung verfolgt ihre Zwecke im Ausland (Afghanistan). 

(5) Es besteht kein Rechtsanspruch auf Gewährung der jederzeit widerruflichen Förderleistungen. 
Hierüber entscheidet allein der Vorstand. 

§ 3 

Steuerbegünstigte Zwecke 

(1) Die Stiftung ist selbstlos tätig. Sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Die 
Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Stiftenden 
und etwaige Zustiftende erhalten bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall 
der steuerbegünstigten Zwecke nicht mehr als ihr eingebrachtes Stiftungskapital, sofern noch 
vorhanden, zurück. 

(2) Organmitglieder erhalten keine Zuwendungen und Gewinnanteile aus Mitteln der Stiftung. Es 
darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch unver-
hältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

(3) Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben selbst und durch Hilfspersonen im Sinne von § 57 Abs. 1 Satz 
2 AO. 

(4) Die Stiftung kann zur Verwirklichung des Stiftungszwecks Zweckbetriebe unterhalten. 
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§ 4 

Stiftungsvermögen 

(1) Das Vermögen der Stiftung bei Errichtung der Stiftung (Grundstockvermögen) ergibt sich aus 
dem Stiftungsgeschäft. 

(2) Die Stiftung ist als Verbrauchsstiftung angelegt. Das Grundstockvermögen soll die Verwirkli-
chung des Stiftungszwecks für einen Zeitraum von mindestens 10 Jahren sichern und kann zu 
diesem Zweck ganz oder teilweise verbraucht werden und endet mit der Erreichung eines stabilen 
Bankensystems. 

(3) Das Stiftungsvermögen kann durch Zuwendungen der Stiftenden sowie Dritter erhöht werden. 
Zuwendungen ohne eine Zweckbestimmung auf Grund einer Verfügung von Todes wegen dürfen 
dem Grundstockvermögen zugeführt werden. 

(4) Das Grundstockvermögen ist vom sonstigen Stiftungsvermögen so abzusondern, dass es erkenn-
bar als selbstständiges Vermögen ausgewiesen werden kann. Über den Bestand ist ein ständig zu 
aktualisierendes Verzeichnis zu führen. 

(5) Das Grundstockvermögen ist Ertrag bringend zu verwalten. Näheres zur Anlage des Grundstock-
vermögens der Stiftung wird in der Geschäftsordnung des Vorstandes geregelt. 

(6) Vermögensumschichtungen sind nach den Regelungen ordentlicher Wirtschaftsführung zulässig, 
soweit nicht die Stiftenden, oder ggf. Zustiftende, im Rahmen der Erhöhung des Grundstockver-
mögens etwas anderes bestimmt haben, insbesondere darf ein Geldbetrag von bis zu USD 
50.000,00 zur Gründung einer Tochtergesellschaft verwendet werden. Aus Vermögensumschich-
tungen erzielte Gewinne können ganz oder teilweise gemäß dem Stiftungszweck verwendet, in 
eine Rücklage eingestellt oder dem Grundstockvermögen der Stiftung zugeführt werden. 

§ 5 

Stiftungsmittel 

(1) Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben zeitnah aus den Erträgen des Stiftungsvermögens und aus Zu-
wendungen. Sie kann darüber hinaus auch das Grundstockvermögen für die Erfüllung des Stif-
tungszwecks einsetzen. 

(2) Die verfügbaren Mittel der Stiftung, d. h. das Grundstockvermögen, die Erträge aus dem Stif-
tungsvermögen und sonstige Zuwendungen im Sinne von Abs. (1) dürfen nur für die satzungsge-
mäßen Zwecke verwendet werden. Ein Nachweis über die zweckentsprechende Verwendung der 
Mittel u.a. auch durch Verwendungsnachweise der Empfangenden von Zuwendungen der Stif-
tung ist sicherzustellen. 

(3) Aus den Erträgen des Stiftungsvermögens dürfen im steuerrechtlich zulässigen Rahmen ohne 
Gefährdung des gemeinnützigen Stiftungszwecks freie Rücklagen gebildet werden. Außerdem 
sind Vermögenszuführungen im steuerrechtlich zulässigen Rahmen möglich. 
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§ 6 

Stiftungsorgane 

(1) Organe der Stiftung sind der Vorstand und das Kuratorium. Die gleichzeitige Mitgliedschaft in 
beiden Organen ist nicht zulässig. 

(2) Mitglieder des Kuratoriums, welche von Stiftenden, Zustiftenden, Zuschussgebenden oder ande-
ren Institutionen aufgrund ihrer Entsendung als Organ oder Mitarbeitende dieser Institutionen 
tätig sind, sind ehrenamtlich für die Stiftung tätig. Ein zeitlicher Aufwand wird nicht ersetzt. 
Anderen Mitgliedern kann durch Beschluss des Kuratoriums eine Vergütung gewährt werden 
sofern die Mittel der Stiftung dies zulassen. Die Ausgestaltung der Vergütung, einschließlich ggf. 
der Höhe eines Sitzungsgeldes und/oder einer etwaigen jährlichen Vergütung, werden in der Ge-
schäftsordnung des Kuratoriums geregelt. Sämtliche Mitglieder des Kuratoriums haben Anspruch 
auf Ersatz der ihnen bei der Erfüllung ihres Amtes tatsächlich entstandenen angemessenen Rei-
sekosten und angemessen sonstigen Auslagen. 

(3) Mitglieder des Vorstandes erhalten für ihre Tätigkeit eine angemessene Vergütung. Das Kurato-
rium kann hierfür Richtlinien erstellen. Die Vergütung des ersten Vorstandes wird von den Stif-
tenden bestimmt. 

§ 7 

Stiftungsvorstand 

(1) Der Stiftungsvorstand besteht zur Sicherung des Vier-Augen-Prinzips aus mindestens zwei und 
höchstens drei natürlichen Personen, die vom Kuratorium auf bis zu fünf Jahre ernannt werden. 
Eine wiederholte Bestellung auf bis zu fünf Jahre ist zulässig. Das Kuratorium ernennt eines der 
Vorstandsmitglieder zum/zur Vorsitzenden und eines zur/zum stellvertretenden Vorsitzenden. 
Die Bestellung eines Mitglieds des Vorstandes soll nicht über die Vollendung des gesetzlichen 
Rentenalters hinausgehen. Das Kuratorium und der Vorstand sorgen gemeinsam für eine lang-
fristige Nachfolgeplanung. 

(2) Die Mitglieder des Vorstandes nehmen die Geschäfte der Stiftung mit der Sorgfalt eines ordentli-
chen Kaufmanns wahr. Sie führen die Geschäfte nach Maßgabe des Gesetzes, dieser Satzung und 
einer vom Kuratorium zu erlassenden Geschäftsordnung. Die erste Geschäftsordnung des Vor-
standes wird von den Stiftenden vorgegeben. 

(3) Die Mitglieder des Vorstandes sind berechtigt, auf Kosten der Stiftung eine D&O-Versicherung 
abzuschließen. Bei Abschluss einer D&O-Versicherung ist ein Selbstbehalt von 10 % des Scha-
dens bis zur Höhe des 1,5-fachen der festen jährlichen Vergütung des Vorstandsmitglieds vorzu-
sehen. 

(4) Die Mitgliedschaft im Stiftungsvorstand endet im Übrigen durch Tod, mit Ablauf der Amtszeit 
oder Rücktritt. Die Mitglieder des Vorstandes können darüber hinaus bei Vorliegen eines wich-
tigen Grundes, insbesondere bei 

a) Unfähigkeit zur ordnungsgemäßen Vorstandsarbeit 

b) rechts- oder satzungswidrigem Verhalten 

vom Kuratorium jederzeit abberufen werden. Die Abberufung eines Vorstandsmitglieds ist bis 
zur rechtskräftigen Feststellung ihrer Unwirksamkeit wirksam. Die Abberufung aus wichtigem 
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Grund erfolgt durch Beschluss des Kuratoriums. Dem betroffenen Vorstandsmitglied soll zuvor 
Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden. 

(5) Nach Ablauf der Amtszeit bleiben die Mitglieder des Vorstands bis zur Ernennung eines neuen 
Mitgliedes im Amt. Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Mitgliedes wird ein nachfolgendes Mit-
glied nur bis zum Ende der laufenden Amtsperiode ernannt. 

§ 8 

Aufgaben des Stiftungsvorstandes 

(1) Der Stiftungsvorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich. Er hat die Stellung 
eines gesetzlichen Vertreters und handelt durch jeweils zwei Mitglieder gemeinsam. 

(2) Der Stiftungsvorstand hat für die dauernde und nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks zu 
sorgen. Er führt nach Maßgabe des Stiftungszwecks, dieser Satzung, seiner Geschäftsordnung 
und entsprechend den Beschlüssen des Kuratoriums die Geschäfte der laufenden Verwaltung. Er 
hat die Mittel der Stiftung sparsam und wirtschaftlich zu verwenden. Zu seinen Aufgaben gehört 
insbesondere 

a) Anlage und Verwaltung des Stiftungsvermögens sowie die Auswahl von externen Vermö-
gensverwaltenden; 

b) Umsetzung der Maßnahmen zur Verwirklichung des Stiftungszwecks; 

c) der Vorschlag über die Bildung von Rücklagen; 

d) Erstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts und Vorlage an das Kuratorium spä-
testens innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des Geschäftsjahres und Weiterleitung an 
die Stiftungsaufsicht innerhalb der gesetzlichen Fristen; 

e) Aufstellung eines Budgets für das jeweils kommende Geschäftsjahr (Haushaltsplan); 

f) Fertigung eines jährlichen Berichts über die Erfüllung des Stiftungszwecks spätestens inner-
halb von sechs Monaten nach Ablauf des Geschäftsjahres und Weiterleitung an die Stiftungs-
aufsicht innerhalb der gesetzlichen Fristen; 

g) Bearbeitung der Steuerangelegenheiten der Stiftung sowie Vertretung der Stiftung in Steu-
erangelegenheiten; 

h) Beratung, Kontrolle und Beaufsichtigung der in Afghanistan tätigen Auftragnehmer (Hilfs-
personen), insbesondere der afghanischen Tochtergesellschaft; 

i) Entscheidung über die Auswahl und Prüfung von Partnerbanken sowie Verhandlung und 
Abschluss von Kooperationsverträgen mit den Partnerbanken, insbesondere zur Festlegung 
der Garantie-Vergabe-Kriterien und einzuräumenden Garantie-Gesamtvolumina; 

j) Entscheidungen über die Vergabe von Garantien für Kredite sowie Ausstellung und Unter-
zeichnung der entsprechenden Kreditgarantiebriefe; 

k) Auszahlung der Garantien; 

l) Abrechnung von Garantiegebühren; 
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m) Weiterentwicklung und Durchführung von Berichtswesen und Statistik; 

n) Vorlage zustimmungspflichtiger Geschäfte an das Kuratorium; 

o) Weiterentwicklung der Maßnahmen und Strategien zur Förderung des Stiftungszwecks; 

p) Regelmäßige, vierteljährliche, umfassende Berichterstattung über die laufende Stiftungstä-
tigkeit über alle für die Stiftung relevanten Fragen der Strategien, der Planung, der Geschäfts-
entwicklung, der Wirtschaftlichkeit, der Risikolage, des Risikomanagements, der Risiko-
früherkennung und der Compliance sowie über Geschäfte von besonderer Bedeutung für die 
Wirtschaftlichkeit oder Liquidität der Stiftung und für die Stiftung bedeutende Veränderun-
gen des wirtschaftlichen Umfelds (Regelberichterstattung) in Textform, sowie die Bericht-
erstattung bei wichtigem Anlass an das Kuratorium in Textform; 

q) angemessene Maßnahmen zur Sicherstellung der Compliance, der Korruptionsprävention 
und des Risikomanagements (§ 8 Abs. 5). 

(3) Der Vorstand bedarf der vorherigen Zustimmung des Kuratoriums bei Geschäftsführungshand-
lungen, die in der Geschäftsordnung des Vorstandes geregelt sind, die sonst über den gewöhnli-
chen Betrieb der Stiftung hinausgehen oder mit denen ein außergewöhnliches wirtschaftliches 
Risiko verbunden ist, das einen Betrag in Höhe von 3% des gesamten Kapitals der Stiftung über-
steigt. Darüber hinaus bedarf der Vorstand der vorherigen Zustimmung des Kuratoriums bei allen 
Maßnahmen und Beschlüssen, die er in der Funktion des Gesellschafters der Tochtergesellschaft 
ausübt, soweit diese in Art um Umfang auch unter die zustimmungsbedürftigen Geschäftsfüh-
rungshandlungen des Vorstands gemäß der Geschäftsordnung des Vorstandes fallen würden. Un-
zulässig ist die Aufnahme von Anleihen oder Krediten durch die Stiftung sowie die Gewährung 
von Krediten an Mitglieder des Stiftungsvorstands oder des Kuratoriums sowie an ihre Angehö-
rigen. 

(4) Für die laufenden Geschäfte kann sich der Vorstand einer Hilfsperson durch Gründung einer 
Tochtergesellschaft bedienen, mit der ein Geschäftsbesorgungsvertrag abgeschlossen wird.  

Wenn Vorstandsmitglieder gleichzeitig auch Mitglieder der Geschäftsführung der Tochtergesell-
schaft der Stiftung werden und die Stiftung mit der Tochtergesellschaft zur Erfüllung der sat-
zungsgemäßen Zwecke einen Geschäftsbesorgungsvertrag abschließt, sind sie diesbezüglich von 
den Beschränkungen des § 181 BGB befreit. Die Bestellung der Vorstandsmitglieder zu Ge-
schäftsführenden der Tochtergesellschaft und der Abschluss des Geschäftsbesorgungsvertrages 
mit der Tochtergesellschaft bedürfen der vorherigen Genehmigung des Kuratoriums. 

Über die Tätigkeit der Tochtergesellschaft hat der Vorstand dem Kuratorium in den Kuratori-
umssitzungen zu berichten. 

(5) Der Vorstand hat bei der Erfüllung seiner Aufgaben die wesentlichen Risiken der Geschäftstätig-
keit der Stiftung zu identifizieren und angemessene Risikosteuerungssysteme und Organisations-
anweisungen zu entwickeln und anzuwenden. Er muss über angemessene interne Kontrollen und 
Managementinformationssysteme verfügen. Hierbei kann sich der Vorstand auch externen 
Dienstleistenden (z. B. Consultants, Wirtschaftsprüfenden) bedienen. 
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§ 9 

Vorstandsbeschlüsse 

(1) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in der Regel auf Sitzungen in Deutschland, die mindestens 
sechsmal jährlich, im Übrigen nach Bedarf unter Angabe der Tagesordnung, Ort und Zeit der 
Sitzung, Mitteilung der Beschlussgegenstände und Übersendung der erforderlichen Unterlagen 
durch die/den Vorsitzende/-n, bei dessen/deren Verhinderung durch die/den stellvertretende/-n 
Vorsitzende/-n einberufen werden. Die Einberufung soll nicht später als drei Tage vor der Sitzung 
erfolgen. Die Einberufung kann auf elektronischem Wege erfolgen. Jedes Vorstandsmitglied ist 
berechtigt zu verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt werden, über die es eine 
Beschlussfassung herbeizuführen wünscht. Vorstandsmitglieder können auch durch Nutzung 
elektronischer Kommunikationsmittel an den Sitzungen teilnehmen und ihre Stimme abgeben. 
Ein diesbezügliches Widerspruchsrecht ist ausgeschlossen. Auf die Möglichkeit der Teilnahme 
per Video oder Telefonkonferenz sowie der Beschlussfassung außerhalb von Sitzungen ist in der 
Einberufung hinzuweisen. Ladungsfehler gelten als geheilt, wenn alle Mitglieder anwesend sind 
oder in sonstiger Weise nach den Bestimmungen dieser Satzung an der Sitzung teilnehmen. 
Die/der Vorsitzende kann bestimmen, wer außer den Mitgliedern der Geschäftsführung an den 
Sitzungen teilnimmt oder die Teilnahme auf die Mitglieder der Geschäftsführung zu beschrän-
ken. 

(2) Die/der Vorsitzende des Vorstands leitet die Sitzungen. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn 
mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend sind. Der Vorstand beschließt außer in den Fällen 
des § 14 mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des/der Vorsitzenden – bei deren/dessen Verhinderung der/des stellvertretenden Vorsitzenden – 
den Ausschlag, wenn das Kuratorium dem Beschluss zustimmt. 

(3) Über die Sitzungen ist jeweils ein Protokoll anzufertigen, das von der Sitzungsleitung sowie von 
einem weiteren Mitglied des Vorstandes zu unterschreiben ist. Das Protokoll ist sämtlichen Mit-
gliedern des Vorstandes zuzuleiten. Sämtliche Beschlüsse des Vorstandes sind zu sammeln und 
während des Bestehens der Stiftung aufzubewahren. 

(4) Auf Anordnung der/des Vorsitzenden können Beschlüsse auch schriftlich, fernmündlich oder 
elektronisch im Umlaufverfahren in Textform unter Übersendung der Beschlussgegenstände und 
Angabe der Abstimmungsfrist, die mindestens zwei Wochen betragen muss, gefasst werden. Ein 
Widerspruchsrecht gegen dieses Verfahren ist ausgeschlossen. Abs. (1) Satz 2, Abs. (2) gelten 
entsprechend. Die Beschlussfassung ist in angemessener Weise zu dokumentieren und in die Nie-
derschrift der nächsten Sitzung aufzunehmen. 

(5) Über den Inhalt von Vorstandssitzungen ist Verschwiegenheit zu wahren. Dies gilt nicht gegen-
über den Stiftenden. Ein Vorstandsmitglied soll nicht an der Beratung oder Beschlussfassung 
einer Angelegenheit teilnehmen, wenn anzunehmen ist, dass dieses Mitglied dadurch einen per-
sönlichen Vorteil erlangen oder Nachteil abwenden könnte oder ein sonstiger Interessenskonflikt 
vorliegt; etwaige Interessenskonflikte sind dem Kuratorium offen zu legen. Im Befangenheitsfall 
entscheidet der verbliebene Vorstand zusammen mit dem Kuratorium. 
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§ 10 

Kuratorium 

(1) Das Kuratorium besteht aus mindestens drei und höchstens fünf Personen. Die Kuratoriumsmit-
glieder sollen über die für die Zweckerfüllung erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und fach-
lichen Erfahrungen verfügen sowie angesichts ihrer beruflichen Beanspruchung in der Lage sein, 
die Aufgaben zu übernehmen; in diesem Rahmen ist auch auf eine gleichberechtigte Teilhabe 
von Frauen hinzuwirken. Mitglied des Kuratoriums soll nicht sein, wer in einer geschäftlichen 
oder persönlichen Beziehung zu der Stiftung oder dessen Vorstand steht. Ehemalige Mitglieder 
des Vorstands sollen nicht vor Ablauf von einem Jahr seit Beendigung der Vorstandstätigkeit in 
das Kuratorium wechseln. Mitglieder des Kuratoriums sollen bei ihrer Berufung nicht älter als 
65 Jahre sein. 

(2) Das Kuratorium kann sich mit einer qualifizierten Mehrheit aller Stimmen (§ 12 Abs. (4)) eine 
Geschäftsordnung geben.  

Das Kuratorium kann aus seiner Mitte Ausschüsse bilden. Dem Ausschuss müssen mindestens 
drei Mitglieder angehören. Die Ausschüsse bereiten die Beschlussfassung im Kuratorium vor. 

(3) Die Mitglieder des Kuratoriums haften nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 

(4) Nach dem Ausscheiden einzelner Mitglieder des Kuratoriums bzw. vor Ablauf der Amtsperiode 
werden die weiteren Mitglieder des Kuratoriums durch das Kuratorium mit einer Mehrheit von 
zwei Drittel der abgegebenen Stimmen (durch Kooptation) berufen, sofern infolge des Ausschei-
dens die Mindestzahl gemäß Abs. 1 Satz 1 an Kuratoriumsmitgliedern unterschritten wird. Wird 
die Mindestzahl nicht unterschritten, entscheidet das Kuratorium zunächst mit einfacher Mehr-
heit, ob eine Nachbesetzung erfolgen soll. Ein Mitglied, das nicht regulär durch das Ende seiner 
Amtsperiode ausscheidet, ist bei der Abstimmung über die eigene Wiederwahl und die Wahl 
eines Nachfolgers nicht stimmberechtigt. Ist eine Nachbesetzung erforderlich oder hat das Kura-
torium entschieden, dass eine Nachbesetzung erfolgen soll, hat die Nachbesetzung in Fällen, in 
denen das Mitglied regulär nach Ablauf der Amtsperiode ausscheidet, rechtzeitig vor Ablauf der 
Amtsperiode und in allen anderen Fällen innerhalb von zwei Monaten nach dem Ausscheiden 
oder dem Beschluss i.S.d. Satzes 2 zu erfolgen. Reduziert sich die Anzahl der Kuratoriumsmit-
glieder infolge des Ausscheidens mehrerer Mitglieder zeitweise auf weniger als zwei verblei-
bende Mitglieder, ist der Vorstand berechtigt, sollte dieser Zustand länger als zwei Monate an-
dauern, verpflichtet, die Anzahl an Kuratoriumsmitgliedern zu berufen, die erforderlich ist, um 
wieder auf zwei Kuratoriumsmitglieder zu kommen. Diese zwei Kuratoriumsmitglieder verfah-
ren sodann für die Berufung des dritten Mitglieds nach den Vorgaben der Sätze 1, 3 und 4. Das 
Kuratorium ist jederzeit berechtigt, die Berufung eines weiteren Kuratoriumsmitglieds (ebenfalls 
durch Kooptation) mit einer Zweidrittelmehrheit zu beschließen, soweit dadurch die Höchstzahl 
an Kuratoriumsmitgliedern gemäß Abs. 1 Satz 1 nicht überschritten wird. 

(5) Die Kuratoriumsmitglieder werden für die Dauer von bis zu vier Jahren bestellt. Eine wiederholte 
Bestellung für die Dauer von bis zu vier Jahren ist zulässig. Nach Ablauf der Amtsperiode der 
einzelnen Mitglieder des Kuratoriums bleiben die betreffenden Mitglieder bis zur Bestellung ei-
nes neuen Mitglieds im Amt. 

(6) Mitglieder des Kuratoriums können von den sie entsendenden Organisationen sowie bei Vorlie-
gen eines wichtigen Grundes abberufen werden. § 7 Abs. (4) Sätze 2, 3 und 5 gelten sinngemäß. 
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Die Abberufung aus wichtigem Grund erfolgt durch eine gemeinsame Beschlussfassung von Vor-
stand und den übrigen Mitgliedern des Kuratoriums mit einer Dreiviertelmehrheit. Bei Mitglie-
dern, die mit Rücksicht auf ihr Amt berufen werden, ist die Mitgliedschaft an das Amt gebunden. 

(7) Mitglieder des Kuratoriums können ihr Amt mit schriftlicher Erklärung gegenüber der/dem Vor-
sitzenden des Kuratoriums jederzeit mit sofortiger Wirkung niederlegen. Die/der Vorsitzende des 
Kuratoriums kann ihr/sein Amt mit schriftlicher Erklärung jederzeit gegenüber der/dem Stellver-
tretenden mit sofortiger Wirkung niederlegen. 

(8) Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte eine/-n Vorsitzenden und deren/dessen Stellvertretende/-
n, die/der die/den Vorsitzenden in allen Angelegenheiten, einschließlich in den in § 11 Abs. (4) 
genannten, bei Verhinderung vertritt. 

§ 11 

Aufgaben des Kuratoriums 

(1) Das Kuratorium trifft die in der Stiftung anstehenden strategischen Grundsatzentscheidungen, die 
vom Stiftungsvorstand umzusetzen sind. Es berät, unterstützt und überwacht den Stiftungsvor-
stand. 

(2) Das Kuratorium hat insbesondere folgende Aufgaben und beschließt über 

a) strategische Ausrichtung der Geschäftstätigkeit einschließlich der Verabschiedung eines 
mittelfristigen Geschäftsplans; 

b) die Genehmigung des Budgets, Feststellung des Jahresabschlusses und Entscheidung über 
die Verwendung des Jahresergebnisses; 

c) Überprüfung der Anlage und Verwaltung des Stiftungsvermögens sowie Genehmigung der 
Auswahl von externen Vermögensverwaltenden; 

d) Sicherstellung der Verpflichtungen nach § 8 Abs. (5), Abs. (3) sowie § 8 Abs. (2) Buchst. q 
durch den Vorstand; 

e) Entlastung des Vorstandes; 

f) Auswahl und Bestellung einer/eines Abschlussprüfenden (§ 17 Abs. 4) und Verabschiedung 
des Prüfungsberichts; 

g) Überprüfung der Umsetzung der Maßnahmen zur Verwirklichung des Stiftungszwecks, ins-
besondere im Hinblick auf die Schaffung eines stabilen Bankensystems in Afghanistan; 

h) Abschluss und Beendigung von Vorstandsverträgen. 

(3) Dem Kuratorium steht ein umfassendes Recht auf Auskunft und Prüfung zu. 

(4) Die/der Vorsitzende des Kuratoriums vertritt die Stiftung bei Rechtsgeschäften mit dem Stif-
tungsvorstand und bei der Beauftragung der/des Abschlussprüfenden. Die/der Vorsitzende bzw. 
Stellvertretende soll mit dem Vorstand regelmäßig Kontakt halten und mit ihm die Strategie, die 
Geschäftsentwicklung und das Risikomanagement und die Compliance der Stiftung beraten. 
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§ 12 

Sitzungen, Beschlussfassung des Kuratoriums 

(1) Das Kuratorium fasst seine Beschlüsse in der Regel auf Sitzungen, die von der/dem Vorsitzen-
den oder der/dem Stellvertretenden nach Bedarf, aber mindestens einmal im Kalenderhalbjahr, 
unter Angabe der Tagesordnung, Mitteilung der Beschlussgegenstände und Übersendung der 
erforderlichen Unterlagen und Einhaltung einer Frist von zwei Wochen, einberufen werden. Sit-
zungen sind ferner einzuberufen, wenn ein Drittel der Mitglieder des Kuratoriums oder ein Mit-
glied des Stiftungsvorstands dies verlangen. Die Einberufungsfrist kann aufgrund außerordentli-
cher Umstände verkürzt werden. 

(2) Die/der Vorsitzende und im Abwesenheitsfalle die/der stellvertretende Vorsitzende des Kurato-
riums, leiten die Sitzungen. Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß geladen 
wurde und sofern mindestens die Hälfte seiner Mitglieder, darunter auch mindestens ein Mitglied 
des Vorsitzes, persönlich oder fernmündlich anwesend sind. Die/der Vorsitzende des Kuratori-
ums bestimmt die Form der Abstimmung. Kuratoriumsmitglieder können auch durch Nutzung 
elektronischer Kommunikationsmittel an den Sitzungen teilnehmen und ihre Stimme abgeben. 
Ein diesbezügliches Widerspruchsrecht ist ausgeschlossen. Ladungsfehler gelten als geheilt, 
wenn alle Mitglieder anwesend sind oder in sonstiger Weise nach den Bestimmungen dieser 
Satzung an der Sitzung teilnehmen. Ein Kuratoriumsmitglied, das verhindert ist, an einer Kura-
toriumssitzung teilzunehmen, kann seine schriftliche Stimmabgabe durch ein anderes Kuratori-
umsmitglied überreichen lassen. Als schriftliche Stimmabgabe gilt auch eine im Original unter-
schriebene Stimmabgabeerklärung, die per Telefax oder als gescanntes Dokument per E-Mail 
übermittelt wird. Die Überreichung der schriftlichen Stimmabgabe gilt als Teilnahme an der Be-
schlussfassung. 

Eine Beschlussfassung in der Sitzung kann auf Anordnung der/des Kuratoriumsvorsitzenden mit 
einer Beschlussfassung außerhalb der Sitzung kombiniert werden (gemischte Beschlussfassung). 
Ein Widerspruchsrecht gegen diese gemischte Beschlussfassung ist ausgeschlossen. 

(3) Soweit nichts anderes bestimmt ist, fasst das Kuratorium seine Beschlüsse mit einfacher Mehr-
heit der an der Sitzung teilnehmenden Mitglieder. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
der/des Vorsitzenden oder bei deren/dessen Verhinderung die Stimme der/des stellvertretenden 
Vorsitzenden den Ausschlag. Nehmen nur zwei Kuratoriumsmitglieder an der Sitzung teil, sind 
die Beschlüsse einstimmig zu fassen. 

(4) Eine qualifizierte Mehrheit ist gegeben, wenn mindestens 2/3 der amtierenden Mitglieder des 
Kuratoriums zustimmen. 

(5) Nur mit qualifizierter Mehrheit (Abs. (4)) dürfen Beschlüsse gefasst werden über 

a) Abberufung der Mitglieder des Kuratoriums gemäß § 10 Abs. (6), Ernennung und Abberu-
fung der Vorstandsmitglieder gemäß § 7 Abs. (1) und (4), Abschluss und Beendigung von 
Vorstandsverträgen (§ 11 Abs. (2) lit. h); 

b)  Abschluss, Änderung oder Aufhebung der Geschäftsordnung des Kuratoriums (§ 10 Abs. 
(2); 

c)  Beschlussfassung über Satzungsänderungen, Zusammenschluss mit einer anderen Stiftung 
oder Auflösung der Stiftung (§ 14); 
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d) andere Anträge und/oder Maßnahmen, die laut Geschäftsordnung des Kuratoriums einer 
qualifizierten Mehrheit bedürfen; 

e) Erlass und Änderungen der Geschäftsordnung des Vorstandes unter Berücksichtigung des § 
7 Abs. (2) dieser Satzung. 

(6) Über die Sitzungen ist ein Protokoll zu führen, das von der Sitzungsleitung zu unterschreiben 
ist. In dem Protokoll sind der Ort und der Tag der Sitzung, die Teilnehmenden, die Gegenstände 
der Tagesordnung, der wesentliche Inhalt der Verhandlungen und die Beschlüsse des Kuratori-
ums anzugeben. Es ist allen Mitgliedern der Stiftungsorgane zur Kenntnis zu bringen. Alle Be-
schlüsse des Kuratoriums sind zu sammeln und während des Bestehens der Stiftung aufzube-
wahren. 

(7) Die/der Vorsitzende kann auch zur schriftlichen, fernmündlichen oder elektronischen Abstim-
mung im Umlaufverfahren in Textform unter Übersendung der Beschlussgegenstände und An-
gabe der Abstimmungsfrist, die mindestens zwei Wochen betragen muss, auffordern. An einer 
schriftlichen, fernmündlichen oder elektronischen Abstimmung muss sich mindestens die Hälfte 
der Kuratoriumsmitglieder beteiligen. Ein Widerspruchsrecht gegen dieses Verfahren ist ausge-
schlossen. Abs. (2), Abs. (3), Abs. (4) und Abs. (5) gelten entsprechend. Die Beschlussfassung 
ist in angemessener Weise zu dokumentieren und in die Niederschrift der nächsten Sitzung auf-
zunehmen. 

(8) Über den Inhalt von Kuratoriumssitzungen ist Verschwiegenheit zu wahren. Dies gilt nicht ge-
genüber den Stiftenden. Ein Kuratoriumsmitglied soll nicht an der Beratung oder Beschlussfas-
sung einer Angelegenheit teilnehmen, wenn anzunehmen ist, dass das Mitglied dadurch einen 
persönlichen Vorteil erlangen könnte oder ein sonstiger Interessenskonflikt vorliegt; etwaige In-
teressenskonflikte sind dem Kuratorium offen zu legen. Ein Kuratoriumsmitglied darf keine Be-
ratungs- oder sonstige Verträge mit der Stiftung abschließen. 

(9) In allen Fällen, in denen die vorherige Zustimmung des Kuratoriums selbst unter Ausnutzung 
der nach dieser Stiftungssatzung zulässigen Kommunikationsmittel nicht ohne erhebliche Nach-
teile für die Stiftung abgewartet werden kann, ist die Zustimmung des Kuratoriums auch nach-
träglich zulässig, sofern die/der Kuratoriumsvorsitzende beziehungsweise in deren/dessen Ab-
wesenheit die/der stellvertretende Kuratoriumsvorsitzende, vorab dem Geschäft oder der Maß-
nahme zugestimmt hat. Über getroffene Entscheidungen zu zustimmungsbedürftigen Geschäften 
wird die/der Kuratoriumsvorsitzende beziehungsweise die/der stellvertretende Kuratoriumsvor-
sitzende die weiteren Mitglieder des Kuratoriums unverzüglich und umfassend informieren und 
eine nachträgliche Beschlussfassung veranlassen. 

§ 13 

Mediationsklausel 

(1) Bei Streitigkeiten zwischen den Organen der Stiftung, welche diese Satzung oder die Stiftung 
betreffen, verpflichten sich die Organe zur Beilegung dieser Streitigkeit zunächst ein Mediati-
onsverfahren bei einer/einem durch die beteiligten Organe einvernehmlich zu benennende Me-
diatorin bzw. zu benennendem Mediator durchzuführen. 

(2) An den Mediationssitzungen nehmen alle Organmitglieder persönlich oder durch eine bevoll-
mächtigte Vertretung teil („gemeinsame Mediationssitzung“). 
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§ 14 

Beschlussfassung über Satzungsänderungen, Zusammenschluss mit einer anderen Stiftung und 
Auflösung der Stiftung 

(1) Satzungsänderungen sind zulässig, soweit sie zur Anpassung an veränderte Verhältnisse geboten 
erscheinen. Unbeschadet der sich aus dem Stiftungsgesetz ergebenden Genehmigungspflichten 
sind Beschlüsse über Satzungsänderungen und über die Auflösung der Stiftung dem zuständigen 
Finanzamt anzuzeigen. Bei Satzungsänderungen, die den Zweck der Stiftung betreffen, ist zuvor 
die Stellungnahme des Finanzamtes zur Steuerbegünstigung einzuholen.  

(2) Änderungen des Stiftungszwecks sind nur zulässig, wenn seine Erfüllung unmöglich wird oder 
sich die Verhältnisse derart ändern, dass er in der satzungsgemäßen Form nicht mehr sinnvoll 
erscheint. Dies kann z.B. dann der Fall sein, wenn die politischen oder wirtschaftlichen Um-
stände in Afghanistan eine weitere Förderung des Stiftungszwecks unmöglich machen oder die 
Entwicklung eines stabilen Bankensystems derart voranschreitet, dass eine Intervention durch 
die Stiftung nicht mehr erforderlich ist. Der Zusammenschluss und die Auflösung der Stiftung 
richten sich nach den gesetzlichen Vorschriften.  

(3) Das Kuratorium kann gemeinsam mit dem Vorstand einen Beschluss über Änderungen der Sat-
zung, über den Zusammenschluss mit einer anderen Stiftung oder die Auflösung der Stiftung nur 
mit einer Mehrheit von drei Viertel aller Organmitglieder fassen. Die durch den Zusammen-
schluss entstehende neue Stiftung muss ebenfalls steuerbegünstigt sein. Zur Ermittlung der Drei-
viertelmehrheit werden alle Mitglieder der Organe der Stiftung zusammengerechnet. Beschlüsse 
dieser Art bedürfen der Genehmigung durch die Stiftungsbehörde; mit der Genehmigung der 
Beschlüsse über den Zusammenschluss und die hierzu erforderlichen Satzungsänderungen ist 
die neue Stiftung anerkannt. § 12 Abs 5 lit c bleibt unberührt. 

§ 15 

Stiftungsaufsicht 

(1) Die Stiftung untersteht der staatlichen Aufsicht nach Maßgabe des für Stiftungen geltenden 
Rechts. 

(2) Der Vorstand hat der Stiftungsbehörde Änderungen der Anschrift, der Vertretungsberechtigung 
und der Zusammensetzung der Organe unverzüglich mitzuteilen, soweit dies gesetzlich vorge-
schrieben ist. 

§ 16 

Rechnungslegung – Abschlussprüfung 

(1) Der Vorstand hat in den ersten vier Monaten des Geschäftsjahres den Jahresabschluss und den 
Lagebericht für das vorangegangene Geschäftsjahr aufzustellen und der/dem Abschlussprüfen-
den vorzulegen. 

(2) Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind in entsprechender Anwendung der für die Auf-
stellung und Prüfung von Jahresabschlüssen großer Kapitalgesellschaften geltenden Vorschrif-
ten des Dritten Buches des HGB aufzustellen und zu prüfen (§§ 238-324a HGB). Die Prüfung 
muss sich entsprechend IDW PS 740 auch auf die satzungsgemäße Erhaltung des Stiftungsver-
mögens im Rahmen des § 4 der Satzung beziehen, auf die satzungsmäßige Verwendung der 
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Erträge, die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung sowie die Einhaltung steuerrechtlicher 
Vorschriften der Abgabenordnung. 

(3) Im Jahresabschluss werden die Gesamtvergütungen jedes Mitglieds des Vorstandes und des Ku-
ratoriums individualisiert und aufgegliedert nach den einzelnen Bestandteilen ausgewiesen. Von 
der Möglichkeit des Verzichts auf die Angaben zur Vergütung nach § 286 Abs. 4 HGB wird kein 
Gebrauch gemacht. 

(4) Die/der Abschlussprüfende wird durch das Kuratorium ausgewählt und beauftragt. Bei der Aus-
wahl der/des Abschlussprüfenden sind Interessenkonflikte zu vermeiden. Hierzu wird das Kura-
torium vor Auswahl der/des Abschlussprüfenden deren/dessen schriftliche Erklärung über even-
tuelle geschäftliche, persönliche oder sonstige Beziehungen zu Organmitgliedern der Stiftung 
einholen, die Anlass zu Zweifeln hinsichtlich der Unabhängigkeit der/des Wirtschaftsprüfenden 
geben könnten. Die Erklärung über geschäftliche Beziehungen muss sich auf eventuelle Bera-
tungs- oder sonstige Leistungen des zurückliegenden, des laufenden sowie des folgenden Ge-
schäftsjahres erstrecken. Die/der Abschlussprüfende muss sich verpflichten, über während der 
Prüfung auftretende mögliche Interessenkonflikte das Kuratorium unverzüglich zu unterrichten. 

(5) Das Kuratorium vereinbart mit der/dem Abschlussprüfenden, dass über alle für ihre/seine Auf-
gaben wesentlichen Feststellungen und Vorkommnisse unverzüglich berichtet wird, die sich bei 
der Durchführung der Abschlussprüfung ergeben. Sie/Er nimmt an den Beratungen des Kurato-
riums über den Jahresabschluss teil und berichtet über wesentliche Ergebnisse der Prüfung. 

§ 17 

Anfallberechtigung 

(1) Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt 
das von den Stiftenden bzw. Zustiftenden eingebrachte Stiftungskapital (Grundstockvermögen) 
an die Stiftenden bzw. etwaige Zustiftende entsprechend ihrem Anteil zurück, soweit es nicht 
verbraucht wurde. Das sonstige Stiftungsvermögen – sofern noch vorhanden – fällt an eine vom 
Kuratorium nach Vorschlag des Vorstands zu benennende Körperschaft des öffentlichen Rechts 
oder eine andere steuerbegünstigte Körperschaft, die es unmittelbar und ausschließlich für ge-
meinnützige Zwecke im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit mit Afghanistan zu verwen-
den hat. 

§ 18 

Inkrafttreten; Beendigung 

(1) Die Stiftungssatzung tritt mit Zustellung der Anerkennungsurkunde in Kraft. 

(2) Die Stiftung wird für eine Dauer von mindestens zehn Jahren seit Anerkennung errichtet und 
endet mit der Erreichung eines stabilen Bankensystems in Afghanistan. 

* * * * * 


